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Gegenstand der Tat oder ihrer Vorbereitung gewe­
sen ist,

2. der Dritte den Gegenstand oder das Recht an dem 
Gegenstand in Kenntnis der Umstände, welche die 
Einziehung oder Unbrauchbarmachung zulassen, in 
verwerflicher Weise erworben hat oder

3. es nach den Umständen, welche die Einziehung 
oder Unbrauchbarmachung begründet haben, auf 
Grund von Rechtsvorschriften außerhalb des Straf­
rechts zulässig wäre, den Gegenstand dem Dritten 
ohne Entschädigung dauernd zu entziehen.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 kann eine Ent­
schädigung gewährt werden, soweit es eine unbillige 
Härte wäre, sie zu versagen.

§42
(1) Hat jemand
1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristi­

schen Person oder als Mitglied eines solchen Organs,
2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins 

oder als Mitglied eines solchen Vorstandes oder
3. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer 

Personenhandelsgesellschaft
eine Handlung vorgenommen, die ihm gegenüber un­
ter den übrigen Voraussetzungen der §§40 bis 40c 
und 41c die Einziehung eines Gegenstandes oder des 
Wertersazes zulassen oder den Ausschluß der Ent­
schädigung begründen würde, so wird seine Hand­
lung bei Anwendung dieser Vorschriften dem Ver­
tretenen zugerechnet.

(2) § 50a Abs. 3 gilt entsprechend. §57

Vermögenseinziehung
(1) Die Vermögenseinziehung kann wegen Verbre­

chens gegen die Souveränität der Deutschen Demo­
kratischen Republik, den Frieden, die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte oder schwerer Verbrechen 
gegen die Deutsche Demokratische Republik ausge­
sprochen werden. Sie ist auch zulässig wegen schwe­
rer Verbrechen gegen die sozialistische Volkswirtschaft 
oder anderer schwerer Verbrechen, wenn diese unter 
Mißbrauch oder zur Erlangung persönlichen Vermö­
gens begangen werden und den sozialistischen Gesell­
schaftsverhältnissen erheblichen Schaden zufügen. Die 
Vermögenseinziehung darf nur ausgesprochen werden, 
wenn wegen eines der genannten Verbrechen eine Frei­
heitsstrafe von mindestens drei Jahren ausgesprochen 
wird.

(2) Die Vermögenseinziehung soll dem Verurteil­
ten die Möglichkeit nehmen, sein Vermögen zur Schä­
digung der sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse zu 
mißbrauchen, ihm die Schwere seines Verbrechens be­
wußt machen sowie ihn und andere Personen von der 
Begehung weiterer Verbrechen zurückhalten.


